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Abendforum 09.12.2014
Straßenausbau-Beiträge

„Berechnungsmethoden für Straßenausbau-
Beiträge für Haus- und Grundstückseigentümer“ 
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Rechtsgrundlage: bayerisches Kommunalabgabengesetz (KAG)

in München: Straßenausbaubeitragssatzung 235 vom 29. Juni 2004,
zum 01.01.2005 in Kraft

§ 4 Beitragsschuldner: Eigentümer des Grundstückes zum Zeitpunkt des 
Entstehens der Beitragsschuld; mehrere Beitragspflichtige sind 
Gesamtschuldner. Bei WEGs sind die Eigentümer entsprechend ihres 
Miteigentumsanteils beitragspflichtig.

§ 5 Beitragsfähiger Aufwand:….Herstellung, Anschaffung, Verbesserung 
oder Erneuerung von Einrichtungen oder Teileinrichtungen und 
Anpassungsmaßnahmen;

- Fahrbahnen, Radwegen, Gehwegen, Mischflächen,

- Rinnen, Randsteine, Entwässerungsanlagen, Böschungen,

- Seitenstreifen, Begleitgrün, Straßenbeleuchtung

Die tatsächlich anfallenden Kosten sind beitragsfähiger Aufwand.
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SZ vom 24.11.2014

VG München: Kommune (Hohenbrunn) kann Beitragssatzung nicht außer Kraft setzen! 

Begründung: Hohenbrunn verfügt nicht über ausreichende finanzielle Mittel, um die Bürger 
zu entlasten. 
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Beispiele für nicht beitragsfähige Maßnahmen:
• lediglich abfräsen der Verschleißschicht und aufbringen einer Schicht gleicher 

Stärke,
• Erneuerung eines Gehweges; gleichzeitig aber eine Verschmälerung, so dass 

er funktionell nicht mehr genutzt werden kann,
• sind Bürgersteige erst 10 bis 20 Jahre alt, ist ihre übliche Nutzungsdauer nicht 

abgelaufen,
• z. B. die SWM lässt die Straße aufgraben, um Versorgungsleitungen zu 

verlegen; die Kosten für die Straßenwiederherstellung trägt der Verursacher.

Beitragsfähige Maßnahmen sind zum Beispiel:
• ein neuer, frostsicherer Unterbau der Fahrbahn,
• eine Erneuerung der Beleuchtungsanlage bei einem Alter von über 20 Jahren,
• Verbesserung der Beleuchtungsanlage mit Aufstellen weiterer Lichtmasten 

oder Verbesserung der Leuchtstärke,
• Anlegen von Parkstreifen und Parkbuchten.
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Die Beitragshöhe

Aus beitragsfähigem Aufwand: tatsächliche Baukosten, Baunebenkosten, 
Planungskosten, Vermessungskosten, Kosten für die Genehmigungsverfahren, 
sowie Kosten für den Grunderwerb.

Aus Eigenanteil der Kommune: die Eigenbeteiligung muss die Vorteile der 
Baumaßnahme für die Allgemeinheit angemessen berücksichtigen; d. h. welche 
Vorteile hat der Anliegerverkehr und welche die Allgemeinheit: bei Anlieger-
straßen daher bei rund 20 % und bei Hauptverkehrsstraßen bei bis zu 70 %.

Aufteilung auf die Beitragspflichtigen: der beitragspflichtige Aufwand wird 
entsprechend dem gewählten Verteilungsmaßstab aufgeteilt, das ist i. d. R. der 
Vollgeschossmaßstab:

Grundstücksgröße und die zulässige Geschossflächenzahl GFZ

Für gewerbliche Grundstücke wird ein Zuschlag eingerechnet; Eckgrundstücke 
erhalten eine Ermäßigung.
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Beispielberechnung

Herstellungskosten (neue Asphalttragschicht, zusätzliche Beleuchtung) einer 
Anliegerstraße: 450.000,- Euro

Abzgl. Eigenanteil der Kommune von 30 %: - 135.000,- Euro

umlagefähiger Straßenausbaubeitrag:  315.000,- Euro 

bei Ansatz des Vollgeschossmaßstabes und einer Beitragsgeschossfläche aller 
Anlieger von insgesamt 6.300 m² ergäbe sich:

Grundstück mit 600 m² eines EFH; Geschossflächenzahl GFZ von 0,4

Beitragsgeschossfläche von 240 m²

Straßenausbaubeitrag: 12.000,- Euro (=240/6.300 x 315.000)

Dieser ist in der Regel vier Wochen nach dem Zugang des Beitragsbescheides 
fällig. 
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Anmerkungen für Eigentümer

• Gegen den Bescheid kann der Eigentümer Widerspruch innerhalb von vier 
Wochen einlegen, oder aber direkt Klage beim zuständigen Verwaltungsgericht 
VG einreichen.

• Der Widerspruch hat keine aufschiebende Wirkung, so dass der festgesetzte 
Kostenbeitrag zu zahlen ist.

• Es besteht der Anspruch auf Verzinsung des gezahlten Straßenaus-
baubeitrages, wenn im Widerspruchsverfahren der Bescheid als rechtswidrig 
beurteilt wurde.

• Die Straßenausbaubeiträge können nicht auf Mieter umgelegt werden.

• Die Beiträge können als Werbungskosten in der Einkommensteuererklärung 
bei den Einnahmen aus Vermietung und Verpachtung geltend gemacht 
werden.

• Der private Grundstückseigentümer kann steuerlich keine Beiträge geltend 
machen.
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Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit
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